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Mehr als sieben Monate nach ihrer Fest-
nahme in der Türkei kommt die deut-
sche Journalistin und Übersetzerin Me-
sale Tolu unter Auflagen aus der Unter-
suchungshaft frei. Die Türkei darf sie je-
doch nicht verlassen. Das Istanbuler Ge-
richt ordnete am Montag zwar die Frei-
lassung von Tolu und fünf weiteren in-
haftierten Angeklagten an, verhängte je-
doch ein Ausreiseverbot. Ihr Mann Suat
Çorlu, der Ende April 2017 verhaftet
worden war, ist bereits Ende November
aus der Haft entlassen worden. Die Bun-
desregierung nahm die Gerichtsent-
scheidung positiv auf. „Sie ist aus der
Untersuchungshaft. Sie ist draußen, und
das ist eine tolle Sache“, sagte die Spre-
cherin des Auswärtigen Amtes, Maria
Adebahr. Die Freude sei allerdings ge-
trübt, weil Mesale Tolu die Türkei nicht
verlassen dürfe. Auch Bundeskanzlerin
Angela Merkel zeigte sich erleichtert
über die Freilassung: „Das ist eine einer-
seits gute Nachricht im Blick auf die Tat-
sache, dass sie wohl freikommen wird“,
sagte Merkel. „Es ist auf der anderen Sei-
te natürlich noch keine komplett gute
Nachricht, weil sie das Land nicht verlas-
sen darf und auf der anderen Seite auch
der Prozess noch weitergeführt wird.“

Mesale Tolu wird bis zu einem Urteil
auf freien Fuß gesetzt. Das Verfahren ge-
gen die Journalistin und siebzehn weite-
re türkische Angeklagte wegen Mitglied-
schaft in einer Terrororganisation wird
aber fortgesetzt. Bei der vermeintlichen
Terrororganisation handelt es sich um
die linksextreme Marxistisch-Leninisti-
sche Kommunistische Partei (MLKP).
Die MLKP wird in der Türkei als Terror-
organisation geführt, ihre Anhänger wer-
den in Deutschland vom Verfassungs-
schutz beobachtet. Konkret wird Mesale
Tolu vorgeworfen, an vier Veranstaltun-
gen teilgenommen zu haben, bei denen
Propaganda für die MLKP betrieben
worden sei. In einem Fall soll sie selbst
ein Banner einer MLKP-Splittergruppe
getragen haben. Zudem soll in ihrer
Wohnung Propagandamaterial gefun-
den worden sein. Nach Angaben ihrer
Anwälte drohen Mesale Tolu bis zu
zwanzig Jahre Haft.

Der Prozess hatte am 11. Oktober be-
gonnen. Tolu sagte nach Angaben von
Beobachtern bei ihrer Verteidigung vor
Gericht: „Ich wurde verhaftet, weil ich
Journalistin bin und beabsichtigt wur-
de, Druck auf die Medien auszuüben.

Der Druck auf die Medien wurde fortge-
setzt, aber ich denke, dass die Justiz ge-
recht entscheiden wird.“

Die meisten türkischen und deut-
schen Reporter waren am Montag von
der Verhandlung ausgeschlossen. Als
Grund gaben die Sicherheitskräfte im
zentralen Gerichtsgebäude in Istanbul
an, der Saal sei voll. Größere Säle seien
belegt. Als Beobachter im Verhandlungs-
saal nahmen der deutsche Botschafter
Martin Erdmann, die Linke-Abgeordne-
te Heike Hänsel und der Enthüllungs-
journalist Günter Wallraff teil. Heike
Hänsel und Wallraff hatten vor Verhand-
lungsbeginn Mesale Tolus Freilassung
aus der Untersuchungshaft gefordert.

Christian Mihr, Geschäftsführer von
Reporter ohne Grenzen, betonte, dass
Tolu eine „politische Geisel der Tür-
kei“ bleibe, „solange sie das Land nicht
verlassen darf“. Er forderte, die türki-
sche Justiz müsse „die Anschuldigun-
gen gegen Mesale Tolu fallenlassen
und sie endgültig freisprechen“.
Gleichwohl sei die Entscheidung des
Gerichts „auch ein kleiner Hoffnungs-
schimmer für den seit Februar inhaf-
tierten Journalisten Deniz Yücel“. Die
türkische Justiz müsse endlich eine An-
klageschrift gegen Yücel vorlegen und
ihm die Möglichkeit geben, sich vor Ge-
richt gegen die „konstruierten Anschul-
digungen zu verteidigen“, sagte Mihr.

Mesale Tolu arbeitete in Istanbul für
die kleine linke Nachrichtenagentur
Etha. Sie ist eine von mindestens neun
Deutschen, die aus politischen Gründen
in der Türkei inhaftiert sind und deren
Freilassung die Bundesregierung for-
dert. Namentlich bekannt ist neben Me-
sale Tolu der „Welt“-Korrespondent De-
niz Yücel, der seit Februar ohne Ankla-
ge in U-Haft sitzt. Zuletzt war am 26. Ok-
tober der Menschenrechtler Peter Steudt-
ner aus der U-Haft entlassen worden,
was als Zeichen der Entspannung im be-
lasteten deutsch-türkischen Verhältnis
gewertet worden war. Steudtner war am
Tag darauf nach Berlin ausgereist. Sein
Verfahren wird aber fortgesetzt. wei

N
eulich in der Gerichtskantine:
„Hast du den schwarzen Lambor-
ghini des Angeklagten gesehen?
Der hat den direkt vor dem Ein-

gang des Justizgebäudes abgestellt“. „Ja,
Wahnsinn, war ja nicht zu übersehen – und
das Nummernschild ist identisch mit dem
Namen der Pleitefirma. Wie dumm kann
man sein? Na, das wird dann bei der Straf-
zumessung eingepreist.“

Zugegeben: Der Dialog ist frei erfun-
den, auch wenn sich die Geschichte, so
oder ganz ähnlich, schon öfters am Rande
deutscher Wirtschaftsstrafprozesse zuge-
tragen hat. Dass man aber auch in der Qua-
litätspresse mehr auf Äußerlichkeiten als
auf Tatvorwürfe achtet, ist eine neue Ent-
wicklung. Da wird unlängst im Bankrott-
Verfahren gegen Anton Schlecker als
Nachrichtenwert gehandelt, dass die Ange-
klagten vor dem Stuttgarter Gerichtsge-
bäude in ein betagtes Taxi stiegen, dann
aber in der Tiefgarage eines Fünf-Sterne-
Hotels in ein bulliges Porsche-SUV wech-
selten, welches, wie mit investigativem Ge-
stus noch mitgeteilt wird, „laut Preisliste
neu mehr als 90.000 Euro kostet“. Und ein
Beweisfoto dieses klandestinen Vorgangs,
geschossen vom Reporter einer großen
Boulevardzeitung, wird frei Haus mitgelie-
fert. Der Claim: Es ist, entgegen den treu-
herzigen Versicherungen der Familie,
doch „noch etwas da“. Man führe, so wird
insinuiert, die Öffentlichkeit einschließ-
lich der „Schlecker-Frauen“ mit Geheim-
agentenmethoden übel hinters Licht.

Nun ermöglicht die Frage, aus welchen
Gründen man als Angeklagter nicht mit
dem eigenen Pkw bei Gericht vorfährt,
eine Vielzahl von Antworten. Vielleicht
will man sich direkt nach der Urteilsverkün-
dung mit Mitangeklagten und Anwälten
auf dem neutralen Boden eines Hotels über
das weitere Vorgehen besprechen, Fragen
des Haftantritts oder der Strategie in schwe-
benden Zivilverfahren besprechen? Oder
ist man am Morgen vor der Gerichtsver-
handlung aus verschiedenen Richtungen
angereist? Möglicherweise gibt es einfach
keine Dauerparkplätze vor dem Justizge-
bäude, wenn’s mal wieder etwas länger dau-
ert? Aber das sind, so muss man einräu-
men, reine Spekulationen, hypothetische
Erwägungen und lediglich auf Alltagserfah-
rung gestützte Vermutungen.

Das kann, jedenfalls in einer heilen Juris-
tenwelt, noch keinen Verdacht begründen.
In der Schnellschuss-Logik eines Storybuil-
ding über Angeklagte aus der Wirtschafts-
elite, die häufig wohl nicht ohne weiteres
zu Sympathieträgern taugen, gelten solche
Mindeststandards nicht mehr. Nichtigkei-
ten werden zu Spekulationsobjekten, die
noch vor wenigen Jahren allenfalls jene Me-
dien interessiert hätten, die jetzt den Foto-
beweis zuliefern. Das freilich passt in die
große Linie einer personalisierenden Be-
richterstattung, in dem – auf welcher
Grundlage eigentlich? – dem zur Bewäh-
rungsstrafe verurteilten Familienvater be-
sondere moralische Verderbtheit zuge-

schrieben wird, weil er um der eigenen Frei-
heit willen seine leiblichen Kinder ins Ge-
fängnis gehen lässt. Dumpfe Vorurteile
und archetypische Erzählstrukturen, die
mehr an Volksmärchen als an solide Ge-
richtsberichterstattung erinnern, treten an
die Stelle von Fakten.

Das ist die schöne neue Medienwelt
des Prominentenstrafrechts. Strafverfah-
ren werden nicht selten über öffentlich-
keitswirksame Einzelfälle wahrgenom-
men, deren Bild sich wiederum um die Per-
son des Angeklagten herum formiert. Das
Phänomen ist bekannt, aber nicht leicht
auf den Begriff zu bringen. Jeder weiß,
dass Boris Becker prominent ist. Die Fra-
ge, worauf sich das gründet, ist weitaus
schwieriger zu beantworten – so hat eine
preisgekrönte juristische Dissertation zum
„Prominentenstrafrecht“ das begriffliche
Problem unlängst anschaulich beschrie-
ben. Die Herren Ecclestone, Hoeneß, Mid-
delhoff und Zumwinkel sind in einer Pha-
se „entfesselter Empörungsdynamik“ (ein
Begriff des Medienwissenschaftlers Pörk-
sen) zu Subjekten eines medienöffentli-
chen Strafverfahrens geworden. Die jahr-
zehntealte Diagnose, die neuen Formen
und Foren der massenmedialen Inszenie-
rung würden auch das Strafverfahren
strukturell verändern, hat im Zeitalter von
Youtube, Twitter und Instagram an Berech-
tigung gewonnen. Der „Skandal“ hat in
der medialen Repräsentationsform des
Strafverfahrens durch die Medien einen
festen Platz, wie – in Deutschland gleich-
sam an der Spitze – im Verfahren gegen
den früheren Bundespräsidenten.

Die Digitalgesellschaft kann zwar ein eu-
ropäisches Menschenrecht auf Vergessen-
werden mit Aplomb propagieren. Sie hat
aber unübersehbare Schwierigkeiten, zu
vergessen. Das Internet hat zudem durch
die Anonymität des Behauptungsraums
eine dramatische Verstärkerwirkung für
Verdachtsäußerungen. Nicht nur im für Re-
putationsschäden besonders sensiblen
Wirtschafts- und Steuerstrafrecht ist die
Vermeidung einer Hauptverhandlung
mehr denn je erstes Gebot der Verteidi-
gung. Der Streisand-Effekt, benannt nach
der dysfunktionalen Zivilklage der promi-
nenten Sängerin, beschreibt eine hinzutre-
tende weitere Facette der Mediengesell-
schaft. Gemeint ist der zuweilen kontraindi-
zierte Versuch, sich mit rechtlichen Mitteln
einer Persönlichkeitsrechte verletzenden
Berichterstattung zu erwehren, die eine
Krisensituation durch zusätzliche Publizi-
tät nur noch weiter anzuheizen vermag.
Die gleichen Effekte drohen im Strafverfah-
ren etwa bei verweigerter Zustimmung zu

einer Opportunitätseinstellung oder beim
Einspruch gegen einen Strafbefehl. Dieser
Teufelskreis ist kaum zu durchbrechen.

Der Kampf der Bilder – vor allem die im
Kopf – ist also voll entbrannt. Im Anschluss
an Untersuchungen von Publizistikwissen-
schaftlern kann heute als mit hoher Plausi-
bilität geklärt gelten, dass selbst die zur Ent-
scheidung berufenen Richter in erhebli-
chem Umfang die Berichterstattung über ei-
gene Verfahren verfolgen und bei ihrem
Strafausspruch die mediale Resonanz ihrer
Entscheidungen antizipieren. Der Kampf
um das Recht, zumal im Wirtschaftsstraf-
prozess, soll dem Leser nicht mehr in allen
komplizierten Zusammenhängen zugemu-
tet werden. Der Beschuldigte versucht, sich
während des Strafverfahrens mit sogenann-
ter Litigation-PR seiner sozialen Haut best-
möglich zu erwehren. Begibt man sich auf
Spurensuche, ist klar, dass nicht nur die Me-
dien Verantwortung tragen. Auch die Justiz
hat ihren Anteil. Wenn in öffentlichkeits-
wirksamen Fällen nicht nur Staatsanwalt
und Steuerfahnder vor der Tür stehen, son-
dern als bestellte Entourage auch Kamera-
teams und Pressefotografen, kann sich hin-
ter solchen Leaks auch die Not verbergen,
angesichts von Unterausstattung und Spar-
runden bei Justiz und Polizei die eigene Po-
sition im Kampf um die öffentliche Mei-
nung zu stärken. Das rechtfertigt nichts, er-
klärt aber manches. Selbst in Steuerstrafver-
fahren, die nach dem Gesetz einen beson-
deren Geheimnisschutz genießen, sind
Live-Bilder vom Einmarsch der Fahnder in
Firmenzentralen verfügbar, die kaum ohne
einen Insidertipp zustande gekommen sein
können.

Begonnen hat die neue Bilderflut vor
fast zehn Jahren, mit der Razzia beim frühe-
ren Post-Chef Klaus Zumwinkel im Febru-
ar 2008. Hier entstand eine eigene Ikono-
graphie. Der Mannheimer Medienanalyti-
ker Jochen Hörisch hebt diese Entwicklung
auf eine gesamtgesellschaftliche Ebene:
Wirtschafts- und Gesellschaftskritik in den
Jahren seit 1968 habe in aller Regel dem
System, dem Kapitalismus, der Entfrem-
dung, der Bürokratie oder der Macht des
Geldes gegolten. Heute müssten sich, so sei-
ne Analyse, medial exponierte Individuen
konkrete Kritik und eben auch juristische
Anklagen aller Art gefallen lassen: Aus
Bankern werden Bankster, von denen man
jede Woche einen hängen darf, bis sich die
anderen gebessert haben (so hat es ein frü-
herer Londoner Bürgermeister der Labour-
Partei einmal drastisch ausgedrückt). An
die Stelle eines Amnestieangebots beim
Eingeständnis von Steuerdelikten sei die
verschärfte und öffentlich personalisierte

Verfolgung von Steuerhinterziehung getre-
ten. Das berühmte dpa-Bild von Staatsan-
wältin Lichtinghagen spricht Bände, wie
sie den Beschuldigten von einer Treppen-
stufe weiter oben aus mustert und als mäch-
tigere Frau den vormals mächtigen Mann
vor sich hertreibt. Die Durchsuchung fand
übrigens am 14. Februar 2008, dem Valen-
tinstag, statt. Unwillkürlich fühlt man sich
angesichts der epischen Kraft des Bildes an
Shakespeare erinnert: „Auf morgen ist
Sankt Valentins Tag, Wohl an der Zeit noch
früh [gegen sieben Uhr vor der Kölner Villa
des Beschuldigten Zumwinkel], Und ich,
’ne Maid, am Fensterschlag [Frau Lichting-
hagen, die damalige Dezernentin der er-
mittlungsführenden Bochumer Staatsan-
waltschaft], Will sein eu’r Valentin.“ Frü-
her hieß der hier beschriebene Vorgang im
nüchternen Deutsch der Strafprozessord-
nung Durchsuchung, in der medialen Ver-
wertung redet man heute vom Zugriff.

Dass prominente Angeklagte in dieser Si-
tuation den professionellen Rat ihres Straf-
verteidigers gerne annehmen, ihren Auf-
tritt sorgfältig planen, nichts dem Zufall
überlassen wollen, verwundert kaum. Es
gehört zum kleinen Einmaleins anwaltli-
cher Kunst, den Mandanten auch in den Äu-
ßerlichkeiten auf seine Hauptverhandlung
einzustimmen. Strafprozessualisten reden
von informellen Programmen. Sie meinen,
wie es der frühere Bundesverfassungsrich-
ter und (danach) Strafverteidiger Winfried
Hassemer formuliert hat, ungeschriebene,
nur durch Hinschauen und Nachmachen er-
lernbare, aber für den Erfolg entscheiden-
de Strategien der Strafverteidigung im Ge-
richtssaal und außerhalb.

Einkünfte und Vermögen des Mandan-
ten können vom Richter geschätzt wer-
den, wenn – wie bei Schlecker zusätzlich
zur Bewährungsstrafe – Geldstrafen in Be-
tracht kommen, um nach Meinung der
Stuttgarter Richter dem Bereicherungs-
aspekt Rechnung zu tragen. Macht die Ver-
teidigung hierzu keine Angaben (ein
Schweigen, dass sich nicht selten und aus
legitimen Gründen empfiehlt und vom Ge-
setz gestattet wird), weiß der Anwalt, dass
die Höhe der sogenannten Tagessätze häu-
fig von Äußerlichkeiten wie dem Herstel-
ler der Uhr oder dem Schneider des An-
zugs des Angeklagten abhängt. Gerade
bei Selbständigen, deren Vermögensver-
hältnisse für einen Justizjuristen nicht sel-
ten ein Buch mit vielen Siegeln bleiben, ist
der sogenannte „allgemeine Lebenszu-
schnitt“ das Maß der Dinge – und dazu ge-
hört schnell auch, wie schon vor Jahrzehn-
ten Befragungen von Strafrichtern erge-
ben haben, zumindest für das Vorverständ-
nis des Falles die aus dem unvorsichtig im
Gerichtssaal drapierten Schlüsselbund er-
kennbare Automarke.

Rechtens ist das nicht unbedingt – aber
bei gediegener Formulierungskunst eines
erfahrenen Strafrichters bei der Begrün-
dung der Strafzumessungsentscheidung
kaum nachweisbar. Nur selten treiben es
die Tatgerichte so bunt, dass die höheren In-
stanzen eingreifen müssen. Zuletzt hat dies
vor zwei Jahren das Bundesverfassungsge-
richt getan, als das Einkommen einer Be-
rufspilotin von einem badischen Amtsge-
richt mit einer gegriffenen Zahl ins Blaue
hinein geschätzt wurde – ein krasser Aus-
nahmefall.

Wer sich in dieser Situation in den Me-
dien darüber empört, dass sich Angeklag-
te auf die Spielregeln des neuen Promi-
nentenstrafrechts einstellen, wirkt wie
die Schlange, die das Kaninchen kriti-
siert, weil es das Panier zeigt. Das ist, ja,
ein großes Wort: ungerecht.

Matthias Jahn ist Inhaber des Lehrstuhls für
Strafrecht, Strafprozessrecht, Wirtschaftsstrafrecht
und Rechtstheorie der Goethe-Universität Frank-
furt und Richter am dortigen Oberlandesgericht.

P olitische Parteien wirken an der po-
litischen Willensbildung mit. Eine

Fraktion im Deutschen Bundestag
kann etwa Gesetzentwürfe einbringen,
Anfragen stellen oder als Opposition in
Parlamentsdebatten die Regierung for-
dern. Parteien können ihre Zeit aber
auch anders nutzen, so wie die AfD
zum Beispiel. Die hat sich am vergange-
nen Sonntag offenbar geschlossen den
„Tatort“ von Niki Stein angesehen. In
diesem ging es um eine rechtspopulisti-
sche Partei, deren Vorsitzende Opfer ei-
ner politischen Intrige wurde, ihr Ehe-
mann wurde sogar ermordet. Nicht ein-
mal ihrem Liebhaber konnte die Politi-
kerin noch vertrauen. Die großartige
Anja Kling spielte diese Parteivorsitzen-
de Nina Schramm überzeugend. Sie
wirkte keineswegs wie eine boshafte
Xanthippe, konnte sogar argumentie-
ren. Die Handlung des Krimis lag fern
klassischer Eifersuchtsdramen. Es ging
um einen Mordanschlag, den Rechtsra-
dikale als sogenannte „false flag“-Ope-
ration den Linksradikalen in die Schu-
he schieben wollten. Gut gemachte
Fernsehfiktion kam noch nie ohne Ge-
genwartsbezug aus. Das aber mit politi-
scher Willensbildung zu verwechseln
ist das Privileg der AfD. Sie schäumte,
gemeinsam mit publizistischen Hiwis
in den sozialen Netzwerken, vor Empö-
rung. Ihr Parteivorsitzender Jörg Meu-
then wünschte Deutschland am Mon-
tag zuerst einen „Guten Morgen“, um
dann vom Leder zu ziehen: „Der rote
Kanal dreht auf! Jetzt auch schon ,Tat-
ort‘ GEZ-finanzierte Gehirnwäsche“.
Fraglich ist allerdings, ob für den Geis-
teszustand des AfD-Vorsitzenden ARD
und ZDF verantwortlich zu machen
sind. Nach Meuthen meldete sich die
AfD-Fraktion im Bundestag zu Wort:
Der „Tatort“ sei „vorhersehbar wie Leit-
artikel im ,Neuen Deutschland‘ zu Ho-
neckers Zeiten“ gewesen, so das Ver-
dikt. Ob Leitartikel im SED-Parteior-
gan wirklich so unterhaltsam waren?
Die AfD empfindet es jedenfalls als
„Zumutung, für durchsichtige und
schlecht gemachte Propaganda auch
noch zahlen zu müssen“. Islamisten
empfinden bekanntlich Mohammed-
Karikaturen ebenfalls als eine Zumu-
tung, obwohl sie die sogar gratis bekom-
men. Für die AfD ist die Kunstfreiheit
offenkundig nur sinnstiftend, wenn sie
mit der eigenen Meinung überein-
stimmt. In ihrer Empörung verwech-
seln die AfD-Politiker nicht nur einen
Krimi mit einer Dokumentation. Sie ar-
gumentieren auch wesentlich unter-
komplexer als die Parteivorsitzende
Nina Schramm im „Tatort“. Niki Stein,
der Regie führte und das Drehbuch
schrieb, hat die Einfältigkeit des AfD-
Führungspersonals unterschätzt. Die
Partei sollte sich umbenennen in LfD:
Lamentieren für Deutschland.  flüb.

Ein Bild im Kopf sagt mehr als 1000 Urteile

Die Schauspielerin Alwara Höfels gibt
ihre Rolle im „Tatort“ des Mitteldeut-
schen Rundfunks auf. Sie verabschiede
sich nach den Dreharbeiten zur sechs-
ten Folge des Dresdener „Tatorts“ mit
dem Arbeitstitel „Wer jetzt allein ist“
aus dem Ermittlerteam, teilte der
MDR mit. Darin steht Alwara Höfels
zum letzten Mal an der Seite von Karin
Hanczewski und Martin Brambach als
Kommissarin Henni Sieland vor der
Kamera. Der Film soll am Pfingstsonn-
tag im Ersten zu sehen sein. An die Stel-
le von Höfels tritt die Schauspielerin
Cornelia Gröschel, die zuletzt in dem
ZDF-Dreiteiler „Honigfrauen“ zu se-
hen war. Alwara Höfels sagte zu ihrem
Ausstieg, sie ziehe diese persönliche
Konsequenz, bedauere aber, sich von
ihren großartigen Kollegen verabschie-
den zu müssen. „Unterschiedliche Auf-
fassungen zum Arbeitsprozess und ein
fehlender künstlerischer Konsens ha-
ben nach vielen Gesprächen diesbezüg-
lich dazu geführt, dieses renommierte
Format zu verlassen, da ich meine Ver-
antwortung als Künstlerin ansonsten
gefährdet sehe.“ Der MDR bedauert
ebenfalls, dass die Zusammenarbeit
ende. „Auch wenn der Sender die per-
sönlichen Gründe von Frau Höfels na-
türlich respektiert.“  dpa/F.A.Z.

Im Fall der ermordeten Journalistin
Daphne Caruana Galizia auf Malta
zieht sich die zweite Untersuchungsrich-
terin wegen Befangenheit zurück. Die
Voranhörung wurde zum zweiten Mal in-
nerhalb einer Woche vertagt. Medienbe-
richten zufolge hat sich die Richterin
Charmaine Galea für befangen erklärt,
da sie selbst einmal Ziel der Kritik der
Bloggerin gewesen sei. Daphne Carua-
na Galizia war am 16. Oktober mit einer
Autobombe getötet worden. Drei Män-
ner stehen nun unter Anklage. Unklar
ist, ob sie die Auftraggeber des Mordes
waren oder ihn nur ausgeführt haben. In
der vergangenen Woche hatte eine erste
Richterin den Fall wegen Befangenheit
abgegeben. Die Verteidiger der Ange-
klagten hatten auch dieses Mal den ent-
sprechenden Antrag gestellt. Ein neuer
Untersuchungsrichter muss nun per Los
gefunden werden. dpa/F.A.Z.

Lamento
Der AfD hat der „Tatort“ am
Sonntag gar nicht gefallen

Freiheit für
Mesale Tolu
Journalistin nicht in Haft,
darf aber nicht ausreisen

Befangene Richter
Prozess um tote Journalistin stockt

Fehlender Konsens
Alwara Höfels verlässt „Tatort“

Macht sich in Deutschland für die Frei-
lassung seiner Schwester stark: Mesale
Tolus Bruder Hüseyin.  Foto dpa

Prominente Angeklagte
werden dafür kritisiert,
dass sie sich außerhalb
des Gerichtssaals
für die Öffentlichkeit
inszenieren. Warum
eigentlich?

Von Matthias Jahn

Wuppertal, Februar 2008: Hausdurchsuchung beim damaligen Post-Vorstandschef Klaus Zumwinkel, die Kameras waren dabei.  Foto ddp

Fototermin, November 2017: Anton Schlecker verlässt das Gericht in Stuttgart.  Foto AFP
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